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(Fortſetzung.) | 


Der übrige Inhalt des erſten Abſchnittes (§§ 2—13) normirt 
nun den Einfluß der Staatsgewalt auf die Beſetzung der kirchlichen 
Aemter und Pfründen. Es äußert ſich dieſer Einfluß: 

2. theild in poſitiver Weiſe, indem die Staatsgewalt ſelbſt die 
0 0 bezeichnet, der das Amt verliehen werden ſoll (§ 3, Abſ. 1 
und § 4); 

b. e bloß negativ, indem die Staatsgewalt gewiſſe Per⸗ 
ſonen von den kirchlichen Aemtern oder Pfründen ausſchließt, reſp. 
die Entſetzung derſelben veranlaßt ($ 3, Abſ. 2—3, $$ 6 und 8). 

Ad a. Bei den niederen, von dem Biſchofe zu verleihenden 
Kirchenämtern wird ſich das Verhältniß der drei Beſetzungsformen — 
nämlich des aus dem Privatpatronate reſultirenden Präſentations⸗ 
rechtes, des ſtaatlichen Nominations- oder Präſentationsrechtes, und 
der libera collatio des Biſchofs — in nachfolgender Weiſe geſtalten: 

1. Wo ein Privatpatronat beſteht, wird an dem Präſentations⸗ 
rechte des Patronats nichts geändert. 

2. Beſteht kein Privatpatronat iſt aber die Pfründe ganz oder 
zum größten Theile aus dem Staatsſchatze, dem Religionsfonds oder, 
anteren öffentlichen Mitteln dotirt, fo tritt ſtaatliche Präſentation ein. 

1 = Erſt in Ermanglung der ad 1 und 2 gedachten Verhält⸗ 
niſſe hat die Mbera collatio des Biſchofs platzzugreifen. 

Neu hiebei iſt die Beſtimmung ad 2, wonach die Dotation 
aus öffentlichen Mitteln die ſtaatliche Präſentation nach ſich zieht. 
Das Geſetz läßt ſich über die Art und Weiſe, wie dieſes Präſentations⸗ 
recht ausgeübt werden ſoll, nicht näher aus, indem dies dem Ver⸗ 
ordnungswege vorbehalten wird. Uns ſchiene eine etwas nähere geſetz— 


liche Aeußerung über die Natur des neugeſchaffenen Rechtes dennoch 
nothwendig. 


Es kann nämlich zweifelhaft werden, ob der zu Gunſten des 


Staates ſtatuirte Vorbehalt den rechtlichen Charakter eines wirklichen 


Präſentationsrechtes, wie dasſelbe aus dem Patronatsrechte reſultirt, 
an ſich trägt, oder als ein beſonderes Nominationsrecht aufzufaſſen 
iſt. Dieſer Unterſchied iſt nicht bloß theoretiſch wichtig, da ja im 
erſteren Falle die kanoniſchen Beſtimmungen über die Präſentations⸗ 
friſt, über die Präſentation eines Unfähigen, über das jus devolutionis 
platzgreifen müßten. Wiewohl der Ausdruck, Präſentationsrecht“ für dieſe 
Auffaſſung ſpricht, glauben wir dennoch, daß die andere dem Geiſte des Geſetz⸗ 


entwurfes und der wahren Abſicht des Geſetzgebers bei Weitem mehr 


entſpricht. Dann aber wünſchten wir ſtatt des techniſchen Ausdruckes 


„Präſentation“ einen allgemeineren, wie etwa Benennung, Nomination 


und zugleich eine nähere Beſtimmung über die Art der Ausübung 
ſchon im Geſetze ſelbſt. 

Noch ſei nückſichtlich der niederen Kirchenämter erwähnt, daß 
der Entwurf eine ausdrückliche Beſtimmung über die Anſtellung der 
Militärgeiſtlichkeit enthalten ſollte, weil hier das Ernennungsrecht des 


Staates auf keinem beſonderen Titel beruht, und daher unter die 
Beſtimmung des Abſatzes 1. 8 4 ſich nicht ſubſumiren läßt. 


Die Art der Beſetzung der höheren Kirchenämter (Erzbisthümer 
Bisthümer, Canonicate an den Kathedralen) wird durch das neue 
Geſetz nicht berührt. Wichtig ſcheint uns nur in dieſer Beziehung die 
im Motivenberichte zum Ausdruck gebrachte, in der Theorie zum 
Theile ſtreitige, Auffaſſung des rechtlichen Charakters des bisherigen 
landesherrlichen Nominationsrechtes. Es wird dasſelbe — unſerer 
Anſicht nach mit voller Berechtigung und entsprechend der hiſtoriſchen 
Entwicklung — nicht als ſtaatliches Reſervatrecht, ſondern als ein 
kirchliches Privatrecht Seiner Majeſtät des Kaiſers aufgefaßt. 

Ad b. Ungleich wichtiger als der bisher be 
Einfluß des Staates auf die Beſetzung der Kirchenämter iſt das ihm 
in dem Entwurfe zugeſtandene negative Recht, gewiſſe Perſonen von 
der Innehabung der Kirchenämter auszuſchließen. 


Dieſes Recht hängt von verſchiedenen rechtlichen Vorausſetzungen 
ab, je nachdem es die Verleihung des Amtes hen ne 
recht, $ 3, Abi. 2, 3, $ 6), oder die Entfernung vom Amte herbei⸗ 
führen ſoll ($ 8). Wir werden beide Fälle abgeſondert beſprechen. 

Das Einſpruchsrecht des Staates kann bei allen, ſowohl höheren 
($ 3) als niederen (§ 6) Aemtern und Pfründen eintreten, welche 
nicht ſchon dem poſitiven Benennungsrechte des Staates (f. oben ad a) 
unterworfen find. Das Nominations⸗ und Präſentationsrecht des 
Kaiſers gilt in dieſer Beziehung als ein ſtaatliches, wiewohl es feiner 
Natur nach bloßes Privatrecht iſt. 

Der rechtliche Grund des Einſpruches kann nur in dem 
Mangel eines zur Erlangung kirchlicher Aemter oder Pfründen von 
Staatswegen feſtgeſtellten Erforderniſſes beſtehen. Dieſe Erkorderniſſe 
ſind aber — abgeſehen von der beſonderen Befähigung für beſtimmte 


ſprochene poſitive 


Aemter — im Allgemeinen: der Beſitz der öſterr. Staatsbürgerſchaft 
und „ein in ſittlicher und ſtaatsbürgerlicher Hinſicht vorwurfsfreies 
Verhalten“ (§ 2). 

Um die Ausübung des ſtaatlichen Vetorechtes zu ermögli— 
chen, tft der Candidat bei höheren Aemtern dem Miniſterium (fo iſt 
wohl der Ausdruck „Regierung“ im § 3 zu verſtehen), bei niederen 
der Landesbehörde anzuzeigen Das weitere Verfahren iſt rückſichtlich 
der höheren Aemter nicht normirt; rückſichtlich der anderen beſtimmt 
8 6, daß die Landesbehörde binnen 30 Tagen dem Biſchofe ihre Ein⸗ 
wendungen bekannt geben ſoll, wobei Letzterem die Berufung an den 
Cultusminiſter freiſteht. 

Wir haben obige im Entwurfe an verſchiedenen Stellen ($$ 2, 3, 6) 
vielleicht allzuſehr zerſtreute Beſtimmungen mehr überſichtlich zuſam⸗ 
mengeſtellt, und knüpfen nun daran folgende Bemerkungen: 

Die Tendenz obiger Normen über das ſtaatliche Einſpruchsrecht 
geht offenbar dahin, Candidaten auszuſchließen, deren moraliſche oder 
politiſche Integrität angegriffen erſcheint. Ob dies der Fall iſt, ſollen 
adminiſtrative Behörden entſcheiden. Niemand wird nun in Abrede 
ſtellen wollen, daß, wenn man einer Behörde ein ſo folgenſchweres 
Recht zuſpricht, zugleich geſetzliche Cautelen gegen ein willkürliches 
Vorgehen derſelben geſchaffen werden müſſen. Suchen wir im Geſetz— 
entwurf nach diefen Cautelen, jo finden wir ſie bloß in der Beſtim⸗ 
mung, daß die Behörde dem Biſchof „die Gründe“ der Einwen— 
dung anzugeben hat. Nun weiß Jeder, der mit der adminiſtrativen 
Rechtsſprechung zu thun hat, wie es in ſehr vielen Fällen mit dieſer 
Gründeangabe ausſehen wird; man wird einfach die Geſetzesworte 
wiederholen, und ſo z. B. die Ausſchließung etwa in der Weiſe be⸗ 
gründen, „weil der Candidat in ſtaatsbürgerlicher Hinſicht nicht vor⸗ 
wurfsfrei iſt“, fo wie wir zuweilen die Uuterſagung eines Vereines, 
die nach dem Vereinsgeſetz motivirt werden muß. mit den Worten 
des Geſetzes ſelbſt begründet finden. „daß der Verein rechtswidrig 
oder ſtaatsgefährlich iſt“. Deßhalb möchten wir ſtatt der Worte „un⸗ 
ter Angabe der Gründe“ im § 6, Abſ. 2 amendiren „unter Angabe 
derjenigen Thatſachen, welche den Einſpruch begründen“. Dieſe 
Faſſung wurde auch in dem preußiſchen Geſetze vom 11. Mat 1873 
($ 16) im Laufe der parlamentariſchen Verhandlungen acceptirt, und 
wie gerne wir es übrigens ſehen, daß der öſterr. Geſetzentwurf den 
preußiſchen Maigeſetzen nicht gefolgt iſt, in dieſem Punkte würden 
wir die letzteren vorziehen. a 

Der letzte Abſatz des § 6 iſt unrichtig ſtyliſirt, weil die In⸗ 
ſtituirung oder Beſetzung nicht nur daun unterbleiben muß, wenn der 
Berufung keine Folge gegeben wird, ſondern auch wenn gegen das 
erſtinſtanzliche Erkenntniß gar nicht berufen wird. Es erſcheint hier 
nöthig, eine Recursfriſt zu ſtatuiren, weil ſonſt das Erkenntniß der 
Landesbehörde nie in Rechtskraft erwachſen könnte. 

Betrachten wir nun den zweiten Fall des ſtaatlichen Ausſchlie⸗ 
ßungsrechtes, nämlich die Befugniß der Regierung, in gewiſſen Fallen 
die Entfernung des Inhabers eines kirchlichen Amtes oder einer kirch— 
lichen Pfründe zu veranlaſſen. Hievon handelt § 8 des Entwurfes. 
Wir können uns leider mit keiner einzigen Beſtimmung diefes Para= 
graphen einverſtanden erklären, tröften uns aber damit, daß wir in 
dieſer Beziehung einen fehr achtungswerthen Meinungsgenoſſen haben, den 
Verfaſſer des Entwurfes ſelbſt. Denn was er in den Motiven zu 
§ 8 zu deſſen Begründung vorbringt, ſteht mit deſſen Inhalte im 
vollen Widerſpruche: Der Geſetzentwurf ſtellt es den adminiſtrativen 
Behörden anheim, ob der Inhaber eines kirchlichen Amtes, der ſich 
einer ſtrafbaren Handlung ſchuldig gemacht hat, vom Amte entfernt 
werden ſoll; der Motivenbericht ſtellt die Entfernung als nothwendige, 
vom Ermeſſen der adminiſtrativen Behörde unabhängige Folge eines 
ſtrafgerichtlichen Urtheils dar, und will nur noch außerdem rückſichtlich 
der Seelſorger im Falle einer Contravention gegen die öffentliche 
Ordnung eine Entfernung von der Ausübung des Amtes — nicht 
auch der Pfründe — auch im adminiſtrativen Wege eintreten laſſen. 

Dieſen widerſprechenden Aeußerungen gegenüber wollen wir 
unſere Anſicht über dieſen Punkt klar auseinanderſetzen. 

Zunächſt acceptiren wir den Grundſatz des Motivenberichtes, 
daß das Staatsintereſſe die Entfernung ſolcher Kirchenbeamten erheiſcht, 
welche nicht einmal die gemeine Unbeſcholtenheit beſitzen. Nicht darin 
liegt aber der Kern der Frage, ſondern in dem Umſtande, wann der 
Mangel der Unbeſcholtenheit als rechtlich conſtatirt anzunehmen ſei. 

Unſere Geſetzgebung huldigt in dieſer Beziehung dem Grund⸗ 
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ſtrafgerichtlichen Urtheiles eintreten kann. Nun iſt nicht abzuſehen, 
warum rückſichtlich kirchlicher Perſonen eine Ausnahme von dieſem 
Grundſatz ſtatuirt werden ſoll — ſtrebt doch der moderne Rechtsſtaat 
eher zu einer Beſchraͤnkung als zu einer Erweiterung der admini⸗ 
ſtrativen Strafgerichtsbarkeit. Wir hätten nichts dagegen, wenn der 
Kreis derjenigen ſtrafbaren Handlungen, welche den Verluſt des kirch— 
lichen Amtes, beſonders des Seelſorgeamtes zur Folge haben, wei⸗ 
ter gezogen würde, als dies in der Strafnovelle vom 15. November 
1867 ruͤckſichtlich anderer öffentlichen Rechte geſchehen iſt. Aber ein 
unabwendbares Poſtulat der Gerechtigkeit iſt es nach unſerer Anſicht, 
daß diejenige ſtrafbare Handlung, die den Verluſt des Amtes herbei- 
führen ſoll, durch ein ſtrafgerichtliches Urtheil conſtatirt werde. Wo 
es ſich erſt um die Zulaſſung zu dem Amte, alſo um den Erwerb 
eines Rechtes handelt, da iſt wohl eine freiere Beurtheilung des fitt- 
lichen und politiſchen Verhaltens des Candidaten am rechten Platze, 
und deßhalb haben wir an der Ausübung des ſtaatlichen Einſpruchs⸗ 
rechtes durch die Verwaltungsbehörden, wovon ſchon oben die Rede 
war, keinen Anſtoß gefunden. Ungleich vorſichtiger iſt aber zu ver⸗ 
fahren, wenn bereits erworbene Rechte für erloſchen erklärt werden 
ſollen, und dieſe Vorſicht kann nur dann als geſichert angeſehen wer— 
den, wenn über das Vorhandenſein des den Verluſt begründenden 
Factums der ordentliche Richter abſpricht. 

Andererſeits aber kommt aus dem oben angegebenen Grund— 
ſatz des Motivenberichtes, daß der Verluſt der gemeinen Unbeſchol— 
tenheit auch den Verluſt des kirchlichen Amtes nach ſich ziehen ſoll, 
noch eine Folgerung in entgegengeſetzter Nichtung abzuleiten. Es 
ergibt ſich nämlich aus jenem Grundſatz mit logiſcher Nothwendig⸗ 
keit, der ſich auch in dieſem Punkt der Motivenbericht, nicht aber 
der Geſetzentwurf unterwirft, der Satz, daß, wo der Mangel der Un: 
beſcholtenheit (im rechtlichen Sinne) conſtatirt iſt, der daran geknüpfte 
Rechtsverluſt nicht mehr von dem Ermeſſen der adminiſtrativen Be— 
hörde abhängig gemacht werden kann. Dieſe Conſequenz vermiſſen 
wir in dem Entwurfe, indem nach demſelben der Kirchenbeamte auch 
dann, wenn er eines Verbrechens ſchuldig erkannt worden iſt, dennoch 
von der Verwaltungsbehörde in ſeinem Amte belaſſen werden kann. 

So ergibt ſich denn aus unſerer Auseinanderſetzung die Noth- 
wendigfeit, dem § 8 einerſeits eine gelindere, anderſeits eine ſtren⸗ 
gere Faſſung zu geben: erſteres, inſoferne der Rechtsverluſt nur durch 
ein ſtrafgerichtliches Urtheil herbeigeführt werden ſoll, letzteres, inſo— 
fern der Rechtsverluſt in den geſetzlich vorgeſehenen Fällen nicht nur 
eintreten kann, ſondern eintreten muß. 

Wir haben, wo wir bisher von Verluſt des kirchlichen Amtes 
oder der Pfründe geſprochen, immer bloß den Verluſt für den ſtaat⸗ 
lichen Bereich gemeint, weil ja die eigentliche Amtsentſetzung eines 
Kirchenbeamten, ebenſo wie die eigentliche Amtsverleihung nur von 
der kirchlichen Behörde ausgehen kann. Dieſen ganz richtigen Grund— 
ſatz hält auch der Entwurf feſt, und ſetzt daher im citirten Abſatz des 
§ 8 den Fall als möglich, daß ein Amt für den ſtaatlichen, nicht 
aber anch für den kirchlichen Bereich erledigt iſt, mit anderen Wor⸗ 
ten, daß die kirchliche Behörde den von Staatswegen vom Amte 
Entfernten nicht auch ihrerſeits abſetzt. Iſt der Betreffende ein ordent⸗ 
licher Seelſorger, To hat nun nach § 8 „die Regierung dafür zu 
ſorgen, daß jene Geſchäfte, welche die Staatsgeſetze dem ordentlichen 
Seelſorger übertragen, von einer anderen von ihr beſtellten Perſön⸗ 
lichkeit inſolange verſehen werden, bis das betreffende Kirchenamt in 
ſtaatsgiltiger Weiſe neu beſetzt iſt“. Nun dieſe Sorge kann, meinen 
wir, der Regierung ſehr beſchwerlich werden, ja ſie wird bei dem 
heutigen Stande der Geſetzgebung oft ganz reſultatlos bleiben müſſen. 
Iſt doch z. B. nach der Ausführung des Motivenberichtes die Trau⸗ 
ung ein ſolches „Geſchäft, welches die Staatsgeſetze dem ordentlichen 
Seelſorger übertragen“. Wie ſoll aber dieſes Geſchäft, um mit dem 
a. b. G. B. nicht in Colliſion zu gerathen, von „einer anderen Per⸗ 
ſönlichkeit“ verſehen werden? 

Zu dem erſten Abſchnitte haben wir nur noch zu bemerken, 
daß wir in demſelben eine Beſtimmung über die Art der Beſtellung 
der pfarrlichen Hilfsprieſter (Capläne, Cooperatoren, Vicäre) ver⸗ 
miſſen und hier wieder der Fall eintritt, daß der Motivenbericht den 
Geſetzentwurf ergänzen ſoll. Erſterer erklärt nämlich, daß die Erneu⸗ 
nung der Hilfsprieſter den Ordinariaten zufteht, fo daß alſo auf die⸗ 
ſelben die Beſtimmungen über das ſtaatliche Einſpruchs⸗ und Ent⸗ 
ſetzungsrecht keine Anwendung finden. Zwar läßt ſich dasſelbe aus 


ſatze, daß eine Schmälerung der bürgerlichen Ehre nur in Folge eines! dem letzten Abfage des § 10, der die Beſtimmungen der §§ 6 und 
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8 auf die dauernd beſtellten Adminiſtratoren ausdehnt, mittelſt eines 
argumentum a contrario folgern, aber es wäre doch zur Vermeidung 
anderweitiger Interpretationen ein diesfälliger Ausſpruch des Geſetzes 


ſelbſt wünſchenswerth. 
(Fortſetzung folgt.) 


— — 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zuläſſigkeit der Zuſchiebung des civilproceſſualen Haupteides an 
> eine Gemeinde, 


In der mündlich verhandelten Rechtsſache des Wenzel Pulpan, 
geweſenen Vorſtandes der Gemeinde Roudnic, gegen dieſe Gemeinde, 
vertreten von ihrem dermaligen Vorſtande Johann Hampel, pto. Ges 
haltsrückſtand pr. 412 fl. 22 kr. ſammt Nebengebühren haben die 
beiden Untergerichte (das k. k. Kreisgericht zu Königgrätz und das k, 
k. Oberlandesgericht in Prag) das Klagsbegehren unbedingt abge— 
wieſen. 

In der gegen dieſe gleichfoͤrmigen Erkenntniſſe beider Unter⸗ 
gerichte gerichteten außerordentlichen Reviſionsbeſchwerde des Klägers 
wurde geltend gemacht: Der Beweis mittelſt Haupteides über das 
Kiagsfactum habe dem Vorſtande der geklagten Gemeinde mit Rechts— 
wirkung aufgetragen werden konnen, weil er nicht einfacher Bevoll- 
mächtigter der geklagten Gemeinde, ſondern dritten Perfonen gegen⸗ 
über ihr Repräſentant iſt; der § 207 a. G. O. könne daher auf ihn 
keine Anwendung finden. Gemeinden könnten doch nicht das Privile- 
gium haben, daß gegen ſie das Beweismittel des Haupteides unzu⸗ 
läſſig ſei, und daß daher jene Parteien, welche kein anderes Beweis⸗ 
mittel als den Haupteid haben, ihr Recht gegen die Gemeinden ver⸗ 
lieren müſſen. Es handle ſich im vorliegenden Falle auch nicht um 
ein dem Gemeindevorſtande unbekanntes Factum, er kenne es eben ſo 
gut, wie jedes Gemeindeglied, könne ſich auch über dasſelbe aus den 
Gemeindeacten .. .. belehren; es handle ſich hier fogar um feine 
fremde, ſondern um die eigene Handlung des jetzigen Gemeindevor⸗ 
ſtandes Johann Hampel, da dieſer ſich an jenem Beſchluſſe des Ge⸗ 
meinde⸗Ausſchuſſes, in welchem dem Gemeindevorſtande die angeſpro⸗ 
chene Entlohnung zu geben beſchloſſen wurde, als Ausſchußmann be⸗ 
theiligt hat .. . u. ſ. w. N 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat in einem verſtärkten Senate 
dem a. o. Reviſionsbegehren des Klägers ſtattgebend, den Zuſpruch 
der eingeklagten Forderung von der Ablegung des über das genau 
bezeichnete Klagsfactum dem gegenwärtigen Gemeindevorſtande Johann 
Hampel deferirten negativen Haupteides oder im Falle der ſtillſchwei⸗ 
genden Zurückſchiebung dieſes Eides von der bejahenden Ablegung 
desſelben durch den Kläger abhängig gemacht. 

„In der Begründung dieſes oberſtgerichelichen Erkenntniſſes wird 
angeführt... 

„Der proceſſualen Beweispflicht tft der Kläger dadurch nachge⸗ 
kommen, daß er ſchon in der Klage über alle Thatſachen, welche wi- 
derſprochen werden ſollten, der geklagten Gemeinde durch ihren der⸗ 
maligen Vorſtand Johann Hampel, welchem dieſe Thatſachen bekannt 
ſind, den Haupteid in verneinder Form aufgetragen und ſich für den 
Zurückſchiebungsfall zu deſſen Ablegung in bejahender Form erboten 
bat. Dieſer zurückſchiebbar aufgetragene Haupteid tft ein gerichtsord⸗ 
nungsmäßiges Beweismittel, deſſen der Kläger deßhalb nicht beraubt 
werden kann, weil fein Streitgegner die Gemeinde Roudnie, alſo eine 
juriſtiſche Perſon und als ſolche phyſiſch nicht eidesfähig iſt; denn 
durch § 203 a. G. O. iſt jener Partei, welche die Streitſache zu 
vergleichen berechtigt wäre (was hier ſowohl bei dem Kläger als auch 
bei der geklagten Gemeinde zutrifft), ohne alle Beſchränkung das Be⸗ 
fugniß eingeräumt, dem Gegner den Haupteid über jene Geſchichts⸗ 
umſtände, welche dieſer widerſprochen hat, aufzutragen und da in die⸗ 
ſem Paragraphe zwiſchen einem Gegner, der eine phyſiſche Perſon iſt 
und jenem, der zu den juriſtiſchen Perſonen gehört, kein Unterſchied 
gemacht wird, ſo folgt hieraus, daß ſich beide Arten von Gegnern 
wis ſohin auch die Gemeinden die Eidesdelation gefallen laſſen 
müſſen. 

Sowie die Gemeinde Roudnic, wenn ſie dem Klagsanſpruche 
des Wenzel Pulpan auf Thatſachen beruhende relevante Einwendun— 


gen eutgegengeſetzt oder aber ſelbſt gegen denſelben einen Klagsanſpruch 
geltend gemacht hätte, im Grunde des § 203 a. G. O. ganz zwei⸗ 
fellos berechtigt geweſen wäre, wider ihn über alle von demſelben 
beſprochenen Geſchichtsumſtände von dem gerichtsordnungsmaßigen Be⸗ 
weismittel des Haupteides Gebrauch zu machen, ebenſo muß das 
nämliche Recht auch dem Wenzel Pulpan zugeſtanden werden und es 
kann die Gemeinde Roudnic auf das im Geſetze durchaus nicht be⸗ 
gründete Privilegium, vermöge welchem die Zuſchiebung des Haupt⸗ 
eides an ſie unſtatthaft wäre und Wenzel Pulpan in Ermanglung 
eines anderen Beweismittels mit ſeinem vielleicht rechtlich begründeten 
Klagsbegehren eo ipso ſachfällig werden müßte, keinen Anſpruch 
erheben. Der Umſtand, daß die geklagte Gemeinde Roudnic eine juris 
ſtiſche Perſon und als ſolche nicht phyſiſch eidesfähig iſt, hat bloß — 
wie es eben bei allen ſolchen Streitgegnern eintritt — die Nothwen— 
digkeit für den Kläger Wenzel Pulpan herbeigeführt, eine phyſiſche 
Perſon zu bezeichnen, welche für die geklagte Gemeinde den dieſer 
aufgetragenen verneinenden Haupteid, wenn er angetreten werden 
wollte, abzulegen hätte. Dieſem Erforderniſſe hat aber Wenzel Pul— 
pan auch wirklich entſprochen, denn er hat den in Rede ſtehenden 
Haupteid der geklagten Gemeinde durch ihren dermaligen Vorſtand 
Johann Hampel, welchem die zu erweiſenden Umſtände ſehr wohl be— 
kannt ſeien, aufgetragen und eben hiedurch dieſen Vorſtand als phy— 
ſiſchen Eidesleiſter namhaft gemacht. Der Zulaſſung dieſes Haupteides 
ſteht der $ 207 a. G. O., wie dies beide Untergerichte ganz irrig 
meinen, durchaus nicht entgegen, weil der jetzige Gemeindevorſtand 
Johann Hampel keineswegs ein einfacher Bevollmächtigter der geklag— 
ten Gemeinde, ſondern ihr gefeplicher Repräſentant nach außen iſt, 
weil ferner der in Rede ſtehende Haupteid auch nicht ihm, ſondern 
der geklagten Gemeinde ſelbſt aufgetragen und er nur als der für fie 
eintretende phyſiſche Eidesleiſter bezeichnet wurde, endlich weil er nicht 
widerſprochen hat, daß ihm die vom Kläger Wenzel Pulpan behaup- 
teten Geſchichtsumſtände wobl bekannt ſeien, er ſich daher auch als 
eine zur Eidesleiſtung für die geklagte Gemeinde ganz geeignete phy⸗ 
ſiſche Perſon darſtellt“. 

Zugleich wurde die Eintragung des nachſtehenden Rechtsſatzes 
in das Spruchrepertorium beſchloſſen: 

„Das jener Partei, welche die Streitſache zu vergleichen be— 
rechtigt wäre, im § 203 a. G. O. eingeräumte Befugniß, dem Geg⸗ 
ner über jene Geſchichtsumſtände, welche dieſer widerſprochen hat, den 
Haupteid aufzutragen, iſt auch einer Gemeinde gegenüber wirkſam 
und ſteht der Ausübung dieſes Befuguiſſes der § 207 a. G. O. 
nicht entgegen, doch muß, um dieſe Eidesdelation berückſichtigen zu 
können, ron dem Eidesdeferenten ſchon im Proeeſſe eine eidesfähige 
phyſiſche Perſon, welcher die zu erweiſenden Umſtände bekannt ſind, 
als Eidesleiſter für die Gemeinde namhaft gemacht werden“. (Sitzung 
vom 10. December 1873, 3. 11.341. I. Senat.) 


Zur Frage, ob die Gemeinde berechtiget iſt, für die durch ihre eigenen 
Organe vorgenommene Desinfection gegen die Cholera ein entſpre⸗ 
chendes Entgelt von den Hausbeſitzern zu fordern. a 


Wir theilen zur Frage nachſtehende, zugleich den Sachverhalt 
darlegende, Entſcheidung der n in 8 v. 17. De ne 
3. 13.622 mit: 

„Dem Recurſe des Joh. S. ſoferne derſelbe gegen die ihm im 
Grunde der magiſtratlichen Kundmachung vom 16. Auguſt d. J. auf⸗ 
erlegte Zahlung von 28 fl. für die Desinfection von 14 Aborten in 
den von ihm adminiſtrirten Häuſern während der Monate Auguſt und 
September l. J. gerichtet iſt, wird aus folgenden Erwägungen 
keine Folge gegeben. a 

Nachdem die Desinfection der Aborte auch in den Privathäuſern 
von den competenten Sanitätsorganen als eine vorzügliche prophylak⸗ 
tiſche Maßregel gegen die Verbreitung der hier aufgetretenen Cholera 
erkannt worden war, iſt die Gemeinde im Grunde des 8 4 lit. a des 
Geſetzes vom 30. April 1870, Nr. 6s nicht allein berechtigt, ſondern 
geradezu verpflichtet geweſen, für die wirkſame Durchführung dieſer 
Maßregel zu ſorgen. 

Da nun die zuerſt verſuchte Einrichtung wornach die Desinfec- 
tion den Privaten felbſt überlaſſen und nur bei Jenen, die ſich darum 
meldeten, durch Organe des Magiſtrates gegen Entrichtung Eines 
Gulden per Abort und Monat ausgeführt wurde, von den mangel- 


hafteſten Erfolgen begleitet war, lag es nach Obigem der Gemeinde 
ob, die Desinfection überall durch ihre eigenen Organe vornehmen 
zu laffen. 

a = dieſe Leiſtung konnte die Gemeinde um ſo gewiſſer von 
den Hauseigenthümern ein Entgelt anſprechen, als die Beſeitigung 
ſanitätswidriger Zuſtände in den Privathäufern ohne Zweifel den Ei⸗ 
genthümern derſelben obliegt, die Gemeinde alſo mit obiger Verfü⸗ 
gung ſich lediglich an Stelle der Eigenthümer behufs wirkſamerer 
Durchführung der Maßregel geſetzt; als ferner, wenn die Desinfection 
von den Privaten ſelbſt durchgeführt worden wäre, dieſe gewiß hiefür 
keinen Erſatzanſpruch an die Gemeinde hätten ſtellen können; als end⸗ 
lich den Hauseigenthümern der Regreß an die Miethparteien gewahrt 
worden iſt. 

In dieſem Sinne erfloß dann auch der Statthalterei-Erlaß vom 
26. Juli d. J., 3. 8420, welcher die allgemeine Desinfection durch 
Organe des Magiſtrates anordnete und der Gemeinde die Einhebung 
eines Entgeltes hiefür frei ließ. Das Ausmaß dieſes Entgeltes, wie 
es der Magiſtrat feſtgeſetzt hat, iſt anerkanntermaßen ein billiges. 

Da es ſich im vorliegenden Falle um eine Leiſtung der Ge- 
meinde im öffentlichen ſanitären Intereſſe handelt, gehört die Frage 
des Entgeltes nicht, wie Recurrent behauptet, vor die Gerichte. 

Was ſchließlich die Art und Weiſe der Execution betrifft, wird 
der Stadtmagiſtrat auf den § 4 der kaiſ. Verordnung vom 20. April 
1854, Nr. 96 R. G. B. verwieſen, wornach es in dieſem und ähn- 
lichen Fällen der ſogenannten Militär⸗Execution nicht bedarf.“ 


Notiz. 


(Wirthſchaftsrath des Gemeinderathes der Stadt Wien.) 
Es liegt uns der Bericht der vom Gemeinderathe zur Berathung von Maßregeln ge— 
gen Budgetüberſchreitungen gewählten Commiſſion vor. In einem vom Gemeinde⸗ 
rathe Heinrich Reſchauer noch im vorigen Jahre geſtellten Dringlichkeitsantrage 
wurde die Nothwendigkeit von Maßregeln gegen die immer mehr platzgreifenden Bud⸗ 
getüberſchreitungen im ſtädtiſchen Haushalte nachgewieſen. Die Vorſchläge, welche 
Herr Reſchauer als Berichterſtatter der zu dieſem Zwecke entſendeten Commiſſion dem 
Plenum der Communalvertretung unterbreitet, gipfeln in der projectirten Einſetzung 
eines ſtändigen Wirthſchaftsrathes des Gemeinderathes der Stadt Wien mit nachſte⸗ 
henden Befugniſſen: Der Wirthſchaftsrath iſt berufen, Ueberſchreitungen in allen Po» 
ſitionen des jährlichen Hanptvoranſchlages hintanzuhalten und gleichzeitig auf Gr- 
ſparungen in allen Zweigen des ftädtiſchen Haushaftes hinzuwirken. Er hat zu dieſem 
Behufe über den Zuſtand und die wirthſchaftliche Gebarung der geſammten Gemein⸗ 
deverwaltung ſich nnausgeſetzt in Kenntniß zu erhalten. Er hat die Pflicht, fo oft es 
ihm im Intereſſe der Gemeinde nöthig erſcheint und fo oft er vom Gemeinderathe 
hiezu aufgefordert wird, demſelben ſowohl über den Stand der finanziellen Verhältniſſe 
der Commune als auch über die Thätigkeit der ſtädt. Adminiſtration, die Ergebniſſeſei⸗ 
ner Wahrnehmungen und Erbebungen mitzutheilen, ſowie er die in dieſer Richtung ihm 
zweckdienlich erſcheinenden Anträge zur geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung vorzu⸗ 
legen hat. Falls der Wirthſchaftsrath wahrnimmt, daß aus wie immer gearteten Urſa— 
chen Ueberſchreitungen des ſtädt. Budgets ſtattfinden oder ſtattzufinden drohen, hat er den 
Gemeinderath hievon ſofort zu verſtändigen, damit die im Jutereſſe des ſtädtiſchen 
Haushaltes gebotenen Erſparungen zur Geltung gebracht werden können, ſowie er auch 
Anträge auf Reformen, die in der Organiſation der Gemeindeverwaltung geboten 
erſcheinen, dem Gemeinderathe zur geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung vorzulegen 
hat. Der Wirthſchaftsrath beſteht aus eilf Mitgliedern mit beſchließender Stimme 
und zwar: dem Bürgermeiſter, ſieben Mitgliedern des Gemeinderathes, dem Magiſtrats⸗ 
director, dem ſtädtiſchen Oberbuchhalter und dem Stadtbauamts Director. 


Verordnung. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 21. Mai 1873, 3. 
Landesſtellen, betreffend beſondere Coneeſſionirung des 
Mineralölen. 


7560 an ſämmtliche 
Detailhandels mit 


Das k. k. Finanzminiſterium hat mit Note vom 22. April 1873, Z. 7282 
von dem Ergebniſſe jener Erhebungen Mittheilung gemacht, welche im Wege der 
Finanz⸗Landesdirection darüber eingeleitet wurden, ob der zu Folge der Miniſterial⸗ 
Verordnung vom 17. Juni 1865 (R. G. Bl. Nr. 40) an eine Conceſſion gebundene 
Detailhandel mit Mineralölen in jenen Fällen, in welchen er von bereits beſteuerten 
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Gemiſchtwaarenhändlern betrieben wird, abgeſondert der Beſteuerung unterzogen 
wurde. 

Das Miniſterium des Innern kam bei dieſem Anlaſſe in die Kenntniß, daß 
die Mehrzahl der Gewerbsbehörden die Beſtimmung des § 7 beſagter Miniſterial⸗ 
Verordnung u. z. vornehmlich in jenen Fällen außer Acht läßt, in welchen der Detail⸗ 
handel mit Mineralölen von bereits beſteuerten Gemiſchtwaarenhändlern betrieben 
wird. Man ſieht ſich deßhalb einvernehmlich mit dem k. k. Handelsminiſterium zur 
Weiſung veranlaßt, den unterſtehenden Gewerbsbehörden zur weiteren entſprechenden 
Verfügung zu bedeuten, daß im Grunde des obeitirten Paragraphes der Detailhandel 
mit Mineralölen in allen Fällen an eine Conceſſion gebunden und ſonach in der 
allgemeinen Handelsberechtigung der Material-, Specerei- und Gemiſchtwaarenhänd⸗ 
ler nicht begriffen iſt. 

Was die Beſteuerung dieſes Detailhandels anbelangt, ſo erging ſeitens des 
k. k. Finanzminiſteriuus an die Finanz⸗Landesdireetionen die entſprechende Weiſung. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe und erſten Haus, Hofe und Staats- 
archivar Paul Wocher, ſowie dem Legationsſecretär bei der k. und k. Geſandtſchaft 
am k. italteniſchen Hofe Marcus Freiherrn v. Paſetti⸗Friedenburg den Orden 
der eiſernen Krone dritter Claſſe und dem Hof. und Miniſterialconcipiſten in der 
Präſidialſection des Miniſteriums des Aeußern Emerich v. Pechy den Titel und 
Charakter eines Hof⸗ und Miniſterialſecretärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben den a. o. Geſandten Guſtav Grafen Kalnoky zum 
k. und k. a. o. Geſandten und bevollmächtigten Miniſter am k. däniſchen Hofe 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Oberpoſtcontrolor Franz Kodre zum Poſtdirec— 
tor in Conſtantinopel ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe in Linz Karl Forſtner v. 
Billau den eiſernen Kronorden dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Architekten Profeſſor Gottfried Semper das 
Comthurkreuz des Franz⸗Joſeph- Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher in Schnobolin Joſeph Pol⸗ 
zer das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Minifter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Theophil Ritter v. Ja⸗ 
niszows ki ſowie die Statthaltereiſecretäre Leopold Ritter v. Plazinski und Be 
nedict Bier nacki zu Bezirkshauptmännern, dann den Bezirkscommiſſär Johann 
Hild und den Miniſterialconeipiſten im Miniſterium des Innern Anton Andahäzy 
zu Statthaltereiſecretären in Galizien ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat den abſolvirten Stiftling der k. und k. orien— 
taliſchen Akademie Eduard Horowitz zum Confulareleven ernannt. 

Der Finanzminiſter hat für den Bereich der galiziſchen Finanz⸗Landesdirection 
ernannt: zu Finanzſecretären die Steuer⸗Oberinſpectoren Peter Luczkiewicz und 
Victor Terlecki, den proviſ. Finanz⸗Obercommiſſär Johann Kotik, dann die 
Finanzeommiſſäre: Alexander Brückner, Erasmus Januſiewiez und Anton 
Boryſikiewicz und zu Finanz⸗Obercommiſſären die Finanzeommiſſäre Ignaz 
Duſel, Johann Agath, Stanislaus Nalecz Ritter v. Kedzierski, Qualbert 
Kaczmarowski, Alexander Warmski und Marzell Madejewski, den poti⸗ 
tiſchen Bezirkscommiſſär Thaddäus Grafen Dzieduszycki; die Finanzconcipiſten 
Martin Balabanski, Wilhelm Kohmann, Johann Czaplinski und Victor 
Hayling v. Degenfeld. 

Der Finanzminiſter hat zu Finanzräthen für den Bereich der galiz. Finanz⸗ 
Landesdirection ernannt: den mit Titel und Charakter eines Finanzrathes bekleideten 
Finanzſecretär Alfred v. Ohanovich, den Finanzwach⸗Oberinſpector Anton Skau pi, 
die Finanzſecretäre: Dr. Joſeph Tyminski, Joſeph Scholz, Ladislaus Mo ſch und 
Anton Piwernetz; die Finanz⸗Obercommiſſare: Johann Krumlowski, Joſeph 
Jaszeör, Joſeph Balaban, Euſtach Zajaczkowski und Karl Gilnreiner 5 
den Steuer⸗Oberinſpector Johann Trzeieniecki und den Finanzeommiſſär Simon 
Neftorowicz. 

Der Finanzminiſter hat eine bei dem Rechnungsdepartement der Finanz⸗Lan⸗ 
desdirection in Graz erledigte Rechnungsrathsſtelle dem Rechnungsrevidenten Anton 
Jürſchik verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzcommiſſär Longin Dunezewski zum 
Finanzwach⸗Oberinſpector bei der galiz. Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den mit dem Titel eines Wirthſchaftsverwalters 
bekleideten Wiethſchaftsadjuncten Franz Taſch zum Wirthſchaftsverwalter im k. k. 
Staatsgeſtüte Radautz ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtmeiſter Julius Siegler v. Eybers⸗ 
wald zum k. k. Forſtmeiſter bei der Forſt⸗ und Domänendirection für Galizien 
ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Adalbert Nowak in Pilſen zum 
Oberpoſtverwalter daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 

Zwei Landes- Bezirksthierarztesſtellen in Sechshaus und Korneuburg in der 
eilſten Rangsclaſſe, bis 15. März. (Amtsbl. Nr. 33.) 

Kanzliſtenſtellen bei der Wiener Polizeidireetion mit der eilften Rangsclaſſe, 
bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 36.) . 
j Zwei Prakticautenſtellen beim k. k. Hauptmunzamte in Wien mit 600 fl. 
Adintum jährlich, bis 7. März. (Amtsbl. Nr. 38.) 5 

Bezirkshauptmanusſtelle bei den politiſchen Behorden Mährens, bis Mitte 
März. (Amtsbl. Nr. 38.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtort. 


